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VIV – Virtueller Internet Verlag   -   VI-IPD – Virtuelle Internet - Interim Partei Deutschland 
Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland, Lübbecker Str. 35-39, 32584 Löhne 

 

                                                                                                                                             Löhne den 06.06.2013 
                                                                                               JOH-Aktuell/06/2013/DHW-1   
 

Guten Tag lieber JOH-Aktuell Leserkreis, 

am 25. Juli 2012 hat das Bundesverfassungsgericht das Bundeswahlgesetz für verfassungswidrig und 
damit für nichtig befunden. Damit steht fest, daß unter der Geltung des Bundeswahlgesetzes NOCH 
NIE der verfassungsmäßige Gesetzgeber am Werk war.!    

Der VERFASSUNGSWIDRIG GEWÄHLTE „BUNDESTAG“ ist somit als VERFASSUNGSWIDRIGES BRD-
ORGAN ÜBERHAUPT NICHT BEFUGT, einfach ein neues Wahlgesetz (oder irgendein anderes Gesetz) 
zu beschließen.  

Jedes BRD-Verfahren, dem nachkonstitutionelles Recht zugrunde liegt, ist wegen des 
VERFASSUNGSWIDRIGEN ZUSTANDEKOMMENS dieses Gesetzes selbst VERFASSUNGSWIDRIG und 
damit NICHTIG.!   

Alle Prozesse nach dem neuen Waffenrecht, dem KWKG (Kriegswaffenkontrollgesetz), dem neuen 
BGB, dem GVG,  Sozialgesetzbuch und vor allem auch STEUERSACHEN nach der AO 77, sind darauf 
zu überprüfen, ob die angewandten Gesetze überhaupt vom verfassungsmäßigen Gesetzgeber 
erlassen wurden. 

Es ist umfassend zu überprüfen ob abgeschlossene Verfahren wieder aufzunehmen sind, bzw., ob 
und welche Schadenersatz- oder Rückforderungsansprüche gegen den BRD-(Schein-)Staat geltend zu 
machen sind.  

Nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) ist z. B. auch in allen juristischen Angelegenheiten jetzt 
so ziemlich jede gesetzliche Grundlage weggebrochen. Aus diesem Grund sei an dieser Stelle jedem 
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Einzelnen nun geraten, in allen/den anhängigen Verfahren die gesetzlichen Grundlagen in Zweifel zu 
ziehen , aus dem Gesichtspunkt der NICHTIGKEIT wegen VERFASSUNGSWIDRIGKEIT.  

Aus der Karlsruher Entscheidung folgt, daß z. B. jedes seriöse Gericht (den gesetzlichen Richter nach 
GG Art. 101 setzen wir hier einfach mal gedanklich voraus) bestehende Verfahren sofort 
unterbrechen und pflichtgemäß eine Vorlage nach GG Art. 100 an das Bundesverfassungsgericht 
durchführen muß.   

Darüber hinaus bleibt immer zu beachten, daß das Bundesverfassungsgericht als BRD-Behörde selbst 
auch nur einen Teil der NICHTREGIERUNGSORGANISATION (NGO) Bundesrepublik darstellt.   
Nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) ist die Bundesrepublik in Deutschland (BRiD) kein 
souveräner Staat (vgl. Zitat von Wolfgang Schäuble CDU auf dem “European Banking Congress” am 
18. November 2011 in Frankfurt. Zitat:  „Und wir in Deutschland sind seit dem 8. Mai 1945 zu keinem 
Zeitpunkt mehr voll souverän gewesen“). 
 

 
 
 
Die BRD ist kein Staat, hat kein eigenes Staatsgebiet, kein eigenes Staatsvolk und auch keine vom 
deutschen Volk legitimierte Verfassung. In der BRD gibt es keine staatlichen Gerichte, keine nach 
deutschem Recht (vgl. StGB § 11/Analog) zugelassenen Juristen, keine gesetzlichen Richter (vgl. GG 
Art. 101 i. V. mit GVG § 16/Analog), keine Amtspersonen/Beamten (vgl. Dienstausweis), keine  
Gewaltenteilung und somit nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) auch keine Unabhängigkeit.  
Die BRD ist nicht Deutschland, denn Deutschland ist nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) 
größer als die BRD. (vgl. SHAEF-Gesetz Nr. 52, Art. VII, Abs. 9, Buchstabe (e), - Geltungsbereich des 
Staates Deutschland/Deutsches Reich in den Grenzen vom 31.12.1937). 
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Das Urteil aus dem ISTGH Den Haag vom 03.02.2012 bestätigt die Zuständigkeit des Deutschen 
Reichs und nicht die Zuständigkeit der “Bundesrepublik Deutschland“ mit ihrer Finanzagentur GmbH, 
(Frankfurt  HRB 51411), wobei die vermeintlichen BRD-Ämter/Behörden/Gerichte/Verwaltungen u. a. 
auch bei Hoppenstedt, Manta oder Dun & Brandstreet mit eigenen Umsatzsteuernummern gelistet 
sind. Auf dnb.com sind alle BRD-Ämter/Behörden/Gerichte/Verwaltungen, Städte und Gemeinden 
als Firmen und auch als beschlagnahmt in den USA gelistet und somit ist die Schadenersatzpflicht 
gegenüber deutschen Staatsbürgern rückwirkend eingetreten. 
 
Die Existenz und Rechtsfähigkeit des Staates Deutsches Reich (nicht mit dem  3.  Reich verwechseln) 
wurde völkerrechtlich und auch mit Bundesverfassungsgerichtsurteilen u. a. 2 BvL 6/56, 2 BVF 1/73 
und 2 BvR 373/83 unwiderruflich festgestellt.  
 
Gerichtsbestätigt und offenkundig ist aber auch schon lange, daß die Alliierten allein mit dem 
Besatzungsvorbehalt durch die von ihnen erzwungene Aufhebung des GG Art. 23 alte Fassung am 
29.09.1990 schon vor dem 03.10.1990 dem Grundgesetz für die Bundesrepublik den unabdingbaren 
territorial-räumlichen Erstreckungsbereich/Geltungsbereich weggenommen hatten und das 
Grundgesetz damit nichtig geworden war (vgl. SG Berlin S72 Kr 433/93, LG Berlin 61 Js 3860/04, 
Hessisches Finanzgericht 1 K 2474/02, AG Gera 140 Js 9651/05, AG Goslar 284 OWi 901 Js 22942/05).  
 
Nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) ist die Anwendung von Gesetzen  ohne Verfassung 
aber auch völlig illegal/korrupt/kriminell/nichtig. Ohne gültige Verfassung sind alle Gesetze nichtig. 
 
An den nicht staatlichen BRD-Gerichten (vgl. GVG § 15) werden somit Geschäftsverhandlungen zum 
Nachteil deutscher Staatsbürger nach Handelsrecht im Namen eines nicht vorhandenen BRD-Volkes 
abgehalten/durchgeführt/beschieden (vgl. Sondergerichte/Standgerichte – GVG § 16/Analog). 
 

 
Die BRD ist kein Staat und hat keine rechtsgültige Verfassung (vgl. GG Art. 146 a. F.). 

 
 

Die BRD ist kein Staat sondern lediglich ein Verwaltungskonstrukt auf einem Teil des Staates 
Deutsches Reich und im Auftrag der Alliierten (USA) handelnd (vgl. GG Art. 133). Frau Angela Merkel 
ist keine Kanzlerin sondern lediglich die Geschäftsführerin einer NICHTREGIERUNGSORGANISATION 
(vgl. NGO), bzw. einer Finanz GmbH (vgl. Firma), eingetragen im Handelsregister AG Frankfurt/Main 
mit der RGBI Nr. 51411 und mit 50.000 DM Haftungssumme. (vgl. Zitat von Siegmar Gabriel (SPD) 
Zitat: Merkel ist keine Kanzlerin. Merkel ist Geschäftsführerin einer Nichtregierungsorganisation in 
Deutschland. Das ist das, was sie ist! – Quelle: YouTube).  Haben Sie als Leser das jetzt auch richtig 
verstanden? Also die NGO ist die BRD und diese NGO befindet sich in Deutschland!   -  Verstanden? 
 
Aus dem 4+2 Vertrag Art. 7, Abs. 1,2 ist zu entnehmen, daß der Staat Deutsches Reich von den vier 
Siegermächten am 03.Oktober 1990 frei gegeben worden ist. Demnach ist der Staat Deutschland als 
Ganzes seit dem 03. Oktober 1990 frei. Ausschließlich die BRD, welche NIEMALS Deutschland sein 
kann/konnte, steht auch weiterhin unter Besatzungsrecht.  
 
Unter Besatzungsrecht stehen somit ebenfalls auch alle Bürger die sich in Zukunft weiterhin mit dem 
Personalausweis, Reisepass, Führerschein oder anderen BRD-Dokumenten gegenüber den BRD-
Dienstausweisträgern (vgl. Behörden, Polizei und Justiz) ausweisen.  (vgl. z. B. OWiG § 111/Analog) 
 
Ebenfalls stehen auch alle Bürger unter Besatzungsrecht,  die zukünftig an den illegalen BRD-Wahlen 
teilnehmen werden. Bekanntlich geht es der BRD hier auch nur um die „Wahlbeteiligung“ der Bürger, 
die sich im Wahllokal auch durch/mit dem Personalausweis/Reisepass zu legitimieren haben.  Über 
die  Wahlbeteiligung bezieht/errechnet die BRD ihre Legitimation als deutsche “Bundesregierung“.    
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Diese „Wähler“  machen sich zukünftig nicht nur des Verfassungsbruches schuldig, sondern ordnen 
sich auch weiterhin dem Besatzungsrecht der Alliierten und der OMF-BRD (vgl. NGO) mit der illegalen 
und vorgetäuschten Staatsbürgerschaft „Deutsch“ unter und bleiben weiterhin Recht- & Staatenlos.  
 
BRD-Ämter/Behörden/Gerichte/Verwaltungen (vgl. BRD-Dienstausweisträger) sind für Staatsbürger 
des Staates Deutschland/Deutsches Reich und des Interim-Staates Germanitien, hingegen nicht 
zuständig. Dienstausweisträger einer NGO-BR können Staatsbürgern keine Weisungen erteilen. 
 
Die BRD ist ein „Kriegsgefangenenlager“ für deutsche Staatsbürger und handelt im Auftrag der 
Alliierten/Siegermächte  (vgl. Juden/USA) um das deutsche Volk auch weiterhin auszupressen und 
durch die gewollte Massenzuwanderung nach Deutschland, auch völlig ausrotten zu können. 
 
Darüber hinaus wird das deutsche Staatsvolk auch täglich mit neuen Lügen (Medienmanipulation) 
überzogen (vgl. Nationalsozialismus, NSU-Terror, Geschichtslügen, Kriegs- und Terrorgefahr, usw.) 
um das deutsche Volk auch weiterhin in „Wohn- und Geiselhaft“ halten zu können.  
 
Das Ziel der BRD-Politiker/Parteien ist, daß deutsche Volk und die deutsche Wirtschaftsmacht für 
alle Zeiten zu zerstören. Nur aus diesem Grund wurde Deutschland in der Vergangenheit auch in 
zwei große Weltkriege verwickelt.  
 

 

 
 
Außerdem waren es 1989 die BRD-Politiker (Kohl und Genscher) die eine echte Wiedervereinigung 
des Staates Deutschland in den Grenzen vom 31.12.1937 und einen Friedensvertrag für das deutsche 
Volk verhinderten, indem sie völkerrechtswidrig und zum Nachteil des gesamten deutschen Volkes, 
an der Oder/Neiße Grenze festhielten.  
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Die BRD-Politiker/Parteien werden nun in Zukunft auch keinen Friedensvertrag für das deutsche Volk 
mit den Alliierten mehr aushandeln können/wollen, zumal die BRD selbst zu keinem Zeitpunkt im 
Kriegszustand mit den Kriegsgegnern des Staates Deutschland/Deutsches Reich gestanden hat und 
als OMF-NGO für den Staat Deutschland/Deutsches Reich auch überhaupt keine Verträge aushandeln 
kann. Ausschließlich Vertreter des Staates Deutsches Reich können solche Verträge aushandeln.    
 
Fazit des zuvor Vorgetragenen; 
 

1.) Die BRD ist eine NGO und kein souveräner Staat 
2.) Die BRD als NGO hat kein eigenes Staatsgebiet 
3.) Die BRD als NGO hat kein eigenes Staatsvolk 
4.) Die BRD als NGO hat keine vom deutschen Volk legitimierte Verfassung 
5.) Gesetze ohne gültige Verfassung sind illegal/korrupt/kriminell/nichtig  

 
Darüber hinaus bleibt darauf hinzuweisen/zu erwähnen, dass die BRD nach Offenkundigkeit seit 1990 
durch Aufhebung des GG Art. 23 a. F. (Geltungsbereich) “de jure“ erloschen ist. Somit sind auch alle 
behördlichen Angelegenheiten seit 1990 (vgl. z. B. Erbschaftsangelegenheiten, Eheschließungen, 
Grundstücks- und Immobilienangelegenheiten, Vertrags- und Versicherungsangelegenheiten) ohne 
tatsächliche Rechtsgrundlage zustande gekommen und somit illegal/korrupt/kriminell/nichtig. 
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In der BRD gibt es nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) auch keine staatlichen Gerichte (vgl. 
GVG § 15 – Gerichte sind Staatsgerichte - seit 1955 aufgehoben), keinen Geschäftsverteilungsplan 
der den gesetzlichen Vorschriften (vgl. GVG § 21 e/Analog) entsprechen könnte, sowie es an den 
nicht staatlichen BRD-Gerichten auch keine gesetzlichen Richter (vgl. GG Art. 101) gibt, dieser 
gesetzliche Richter aber generell auch nicht entzogen werden darf (vgl. GVG § 16/Analog). 
 
In der BRD gibt es aber auch keinen Juristen (vgl. Rechtsanwalt, Rechtspfleger, Richter, Staatsanwalt) 
der nach deutschem Recht (vgl. StGB § 11/Analog) zugelassen ist, sowie es in der BRD auch keine 
Gewaltenteilung und/oder Unabhängigkeit der Richter geben kann (vgl. BRD-Dienstausweis). Dieser 
Dienstausweis belegt/bestätigt nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) die Abhängigkeit zum 
Arbeitgeber/Dienstherren (vgl. BRD-Ämter/Behörden/Gerichte/Verwaltungen).          
 
Alles in der BRD ist ausschließlich auf Lug und Betrug (Hochverrat/Volksverhetzung) aufgebaut. 
 
Somit bleibt festzustellen, daß alle BRD-Gerichte immer als Ausnahme-, Stand- und Sondergerichte 
und wegen offenkundiger Nichtzuständigkeit abzulehnen sind, sowie auch jeder BRD-Richter wegen 
u. a. Abhängigkeit, Amtsanmaßung, Betrug, Täuschung, Hochverrat, Volksverhetzung, usw., usf., nach 
ZPO § 42/Analog abzulehnen ist und dieser BRD-Richter bleibt nach ZPO § 44/Analog auch wegen  u. 
a. Abhängigkeit/Betrug/Täuschung/Nichtzuständigkeit/Vorbefasstheit, weiterhin abgelehnt.  
 
Bei den BRD-Gerichten handelt es sich nach Offenkundigkeit (vgl. ZPO § 291/Analog) immer um nicht 
staatliche Gerichte und somit handelt es sich bei den BRD-Richtern auch immer um nicht gesetzliche 
Richter, der Ihnen nach GVG § 16/Analog aber nicht entzogen werden darf.  
 
Auf dieses Recht (Rechtsnorm) sollten Sie in Zukunft immer bestehen und z. B. Ihren Rechtsanwalt 
vor einer Gerichtsverhandlung damit beauftragen, unbedingt darauf zu achten, dass Ihnen vor 
Gericht nicht der gesetzliche Richter entzogen wird.  
 
Ansonsten beauftragen Sie besser die Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland mit der Wahrnehmung 
Ihrer Interessen vor BRD-Gerichten. Ich denke mal, dass wir von der JOH NRW/Deutschland in 
solchen Angelegenheiten auch über mehr Durchsetzungsvermögen verfügen, als Ihr Anwalt der ja 
nach Offenkundigkeit auch dem BRD-Standesrecht unterliegt/untersteht. 
 
Somit bleibt festzustellen, dass in Deutschland eine NGO-BR als Parteiendiktatur der Politiker, 
Juristen und eine unheimliche Allianz der Bürokraten das deutsche Gemeinwesen und die gesamte 
Volkswirtschaft, unter Vorsatz zerstören.                   
 
Aus welchem Grund also sollten Bürger des Staates Deutschland/Deutsches Reich an den illegalen 
BRD-Wahlen teilnehmen, die ja nach Offenkundigkeit auch nur mit Nachteilzufügungsabsichten unter 
Vorsatz und zum Nachteil des gesamten deutschen Volkes abgehalten/durchgeführt werden.?   
 
Glauben Sie als Bürger/Wähler denn wirklich, dass Ihr “Kreuzchen auf dem Stimmzettel“ tatsächlich 
Beachtung finden wird? BRD-Kriegsgefangene/Staatenlose haben in der NGO-BR überhaupt keine 
Wahl. Auch aus diesem Grund kann dem deutschen Volk das Wahlergebnis auch schon genau um 
18.00 Uhr mitgeteilt werden, obwohl die Wahllokale in der NGO-BR ja auch erst immer um 18.00 Uhr 
geschlossen werden.  
 
Das dort um 18.00 Uhr gezeigte Wahlergebnis weicht dann von dem tatsächlichen Ergebnis auch 
kaum noch ab. Wissen Sie denn warum das so ist? Genau, weil die Regierung in der NGO-BR von den 
Alliierten bestimmt wird und nicht nach dem Wunsch deutscher “Kriegsgefangener“, also dem 
deutschen Wähler, zusammengewählt wird. 
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Wenn das deutsche Volk nach Rechtsstaatlichkeit wählen dürfte/könnte, dann hätten wir längst 
deutsche Politiker in Berlin, die dann auch deutsche Interessen vertreten könnten/würden. Da Berlin 
nach Offenkundigkeit (ZPO § 291/Analog) bis heute aber nicht zur NGO-BR gehört, sondern weiterhin 
die Hauptstadt des Deutschen Reiches ist, dürfen dort im Reichstag auch nur Vasallen der Alliierten 
deren Befehle/Weisungen in Empfang nehmen und diese dann ausführen/umsetzen.  
 
Da die NGO-BR nicht Deutschland ist, können Politiker dieser NGO-BR auch keine Regierungs-
geschäfte für Deutschland ausführen/tätigen. Deutschland ist größer als die NGO-BR! 
 

 
     
Das wissen natürlich auch die Politiker dieser NGO-BR und aus diesem Grund heißt die Devise, 
Lügen/Täuschen/Versprechen, vor jeder neuen anstehenden Wahl.  
 
Zitat von Angela Merkel; Das was vor einer Wahl versprochen wird, dass muß nach der Wahl nicht 
unbedingt eingehalten werden (vgl. YouTube).   
  
Wollen Sie sich als Staatsbürger weiterhin von Politikern einer NGO-BR verarschen lassen? 
 

 
 

Nun befinden sich die BRD-Politiker/Parteien also wieder mal im WAHLKAMPFMODUS! 
 
Damit beginnt in der BRD eine Zeit, in der sich die Politik an das deutsche Volk schleicht. Achten Sie 
in den nächsten Wochen und Monaten mal genauer auf die Kandidaten X, Y oder Z. Die schalten in 
diesen Wochen voll auf Wahlkampfmodus um. Das bedeutet, daß sie nun turnusgemäß von ihrem 
hohen Ross herunterklettern, um ihr benötigtes “Stimmvieh“ in den Wahlkreisen zu bespaßen und zu 
umgarnen. Das tun sie aber natürlich nur, damit das “Stimmvieh“ auch an der Wahl teilnimmt.  
 
Wahlkampf ist, so wie er in der BRD praktiziert wird, korrupt, kriminell und unanständig.  
 
Darüber hinaus werden immer Dinge vorgegaukelt oder auch völlig unrealistische Versprechungen 
gemacht, die so überhaupt nicht einzuhalten sind/wären (vgl. Angela Merkel im Juni 2013).          
 
Das ist aber mehr als typisch für diese Zeit.   
 
Die Strippenzieher der Parteien laufen jetzt zur Höchstform auf.   
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Damit dem deutschen Volk politische Souveränität und Stärke vorgegaukelt werden kann, kann es 
vorkommen, daß in dieser Phase des Wahlkampfes urplötzlich ein Politiker irgendeiner Partei mit 
einem völlig unpopulären Vorschlag (z. B. Tempolimit 120 auf Autobahnen) daher kommt, nur um 
tags darauf vom Spitzenkandidaten zurückgepfiffen zu werden. Das soll dem deutschen “Stimmvieh“ 
Macht und Stärke vorgaukeln.      
 
Es ist schon merkwürdig, daß diese Art des Wahlkampfes hier in Deutschland immer noch 
funktionieren kann, obwohl wir Bürger es mit dem Blick in die Vergangenheit doch eigentlich besser 
wissen müßten. Durchschaubarer kann man eigentlich nicht auftreten. 
 
Was haben die “Altparteien“ denn aus Deutschland gemacht? 
 
Haben Sie vergessen was der Euro dem deutschen Bürger bis heute gekostet hat? Was hat uns 
deutschen Bürgern denn die unkontrollierte Zuwanderung gebracht? Warum lassen wir es zu, dass 
hier in Deutschland fremde Kulturen und Religionen Fuß fassen, die uns jetzt sogar unseren eigenen 
christlichen Glauben verbieten möchten? Haben Sie vergessen welche Not HARTZ IV-Opfer erdulden 
müssen und wie viele Menschen sich heute ihr tägliches Brot an Tafeln holen müssen? Wollen Sie als 
Bürger es wirklich zulassen, dass die Zukunft Ihrer Kinder und Enkelkinder von NGO-BR Politiker und 
im Auftrag der Siegermächte, zerstört wird?    
  
Irgendwie scheint es ja eine gesellschaftliche Akzeptanz dafür zu geben, dass diese Politiker saisonal 
wie falsche Freunde auftreten dürfen, die dem deutschen Bürger dann “Freundschaften“ vorgaukeln, 
nur um ihre eigenen betrügerischen Absichten/Zwecke durchsetzen zu können. 

 
Diese Politiker dürfen dem deutsche Volk sogar das Blaue vom Himmel versprechen, ohne daß sie für 
diese Lügen (Vortäuschung falscher Tatsachen = Betrug)  jemals zur Rechenschaft gezogen werden 
können (Täuschung des Kriegsgegners ist laut HLKO auch völlig legitim). 
 
Offensichtlich legt das deutsche Volk sogar großen Wert darauf, im Wahlkampf von Politikern 
verkohlt zu werden. So lange etwa die Hälfte aller Wahlberechtigten ihre Entscheidung erst in der 
Wahlkabine trifft, wird sich an diesen Strategien auch nichts ändern. Wenn deutsche Bürger diese 
Politiker nur wegen ihrer Frisur, ihres Geschlechts oder deshalb wählen, weil sie bei einer Flut-
katastrophe einen Sandsack in die Kamera halten, hat ein Wahlkampf nichts mit Politik zu tun und 
solange wird sich für das deutsche Volk auch nichts ändern.   -  Die NGO-BR ist keine Demokratie!  
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Wenn Sie in Zukunft unbedingt wählen wollen, dann wählen Sie doch bitte mal eine Partei die auch 
die deutschen Interessen vertritt.! Ich persönlich habe genug von dem Wahlbetrug zum Nachteil des 
gesamten deutschen Volkes durch diese Altparteien.  
 

  
 
Ich kann diese politischen Gestalten nicht mehr sehen und ich mag ihre Lügen auch nicht mehr 
hören. Aus diesem Grund gebe ich hiermit die Gründung meiner eigenen Partei bekannt, die mit 
Ihrer Hilfe in Zukunft immer hervorragende Wahlergebnisse erzielen kann/wird. Diese Partei wird 
sich u. a. auch für eine echte Wiedervereinigung, einen Friedensvertrag für das deutsche Volk und die 
Anpassung/Umgestaltung der bis heute gültigen deutschen Verfassung, einsetzen. 
 
Darüber hinaus wird sich aber auch die Frage stellen, wie wir in Zukunft respektvoller miteinander 
umgehen möchten/wollen. Das hängt entscheidend davon ab, ob wir überhaupt miteinander 
umgehen wollen und ob wir uns einig darüber werden, dass wir es müssen, weil sich die Textur der 
Humanität aufzulösen beginnt. Die Schere zwischen Arm und Reich ist doch auch nur ein Beweis 
dafür, dass die Solidargemeinschaft in der NGO-BR nicht mehr gewollt ist.  
 
Angefangen hat diese Dynamik des Auflösens in der Arbeitswelt mit dem Unwort des Jahrhunderts, 
der Flexibilisierung. Die korrupte NGO-BR Politik hat sie mit einer zynischen Agenda legitimiert, die 
fast 15 Millionen Menschen ins Tagelöhnerdasein getrieben hat. In GG Art. 20 Absatz 1 heißt es, daß 
die Bundesrepublik Deutschland ein sozialer Bundesstaat ist.  
 
Das Agenda-Wirtschaftsmodell funktioniert dem Prinzip nach wie das implodierte Bankensystem in 
Zypern. Dort wie hier geht es um eine perfide Wachstumsideologie. Die Parole „sozial sei, was Arbeit 
schafft“, ist das Unmenschlichste, was ein Staat seinen Bürgern antun kann, denn die Demütigung 
erzeugt Scham und Scham zerstört das Selbstwertgefühl und macht Menschen krank und stumm. 
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Wir als Volk haben aber nicht nur das Recht zu reden und zu schreiben, sondern es ist sogar unsere 
Pflicht das Unrecht zum Nachteil des gesamten deutschen Volkes beim Namen zu nennen und 
Strafanzeigen/Strafanträge gegen Hochverräter und Volksverhetzer zu stellen. 
 
GG Art. 20 (4) fordert: „Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle 
Deutschen das Recht (vgl. Pflicht) zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.“ 
 
Das in der NGO-BR keine andere Abhilfe mehr möglich ist, dass beweisen nicht nur die vielen  Rechts-
beugungen an/vor NGO-BR Ausnahme-/Standgerichten, sondern dieser Beweis ist auch der täglichen 
Medienmanipulation und der Volksverhetzung durch NGO-BR Dienstausweisträger zu entnehmen.  
 
StGB § 138 (3) fordert: „Wer die Anzeige unterläßt, obwohl er von dem Vorhaben oder der 
Ausführung der rechtswidrigen Tat glaubhaft erfahren hat, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft.  
 
Somit besteht in jedem Fall offenkundige Anzeigepflicht nach StGB § 138, gegen kriminelle NGO-BR 
Politiker und Dienstausweisträger wegen Vorbereitung eines Angriffskrieges, wegen Hochverrat, 
wegen Landesverrat, wegen Geld- und Wertpapierfälschung, eines Völkermordes, wegen Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit, wegen Erpressung/Plünderung/Raubes zum Nachteil von 
Staatsbürgern eines anderen Staates, wegen falscher Verdächtigung und Eingriff in die persönliche 
Freiheit, Bildung einer terroristischen Vereinigung, usw., usf. ! 
 
Das ist somit auch keine Eventualität sondern eine echte Bürgerpflicht und das hat natürlich auch 
etwas mit der eigenen Zivilcourage zu tun. Wir von der JOH NRW/Deutschland wurden ja genau aus 
diesem Grund, weil wir dieser o. g. Anzeigepflicht in hunderten Fällen, Pflichtgemäß nachgekommen 
waren, von den NGO-BR Schergen (Staatsschutz & Polizei) am 27.09.2012 in unseren Büroräumen 
überfallen und völlig ausgeraubt. Dabei ging es diesen Kriminellen aber auch darum, unser gesamtes 
bürotechnisches Equipment, (PCs, USB-HDDs, Modem, Faxgerät, usw.) sowie unser Bargeld und 
unsere Akten, in denen sich die Strafanzeigen/Strafanträge im Original und auch die dazugehörigen 
Faxbestätigungen befanden, zu stehlen. Dabei wurde der Geldbetrag in Höhe von 2.548,49 Euro 
eingesteckt, ohne die Mitnahme von Bargeld im Protokoll aufgeführt zu haben.  Der Durchsuchungs-
beschluß eines Richters mit dem Namen gez: Weber war natürlich auch nicht entsprechend der 
gesetzlichen Vorschrift unterschrieben, aber diese Tatsache stört kriminelle Dienstausweisträger 
einer NGO-BR auch nicht wirklich.  
 
Den Kriminellen ging es am 27.09.2012 nur darum, die  JOH NRW/Deutschland Handlungsunfähig zu 
machen und darum der Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland ihr brisantes Beweismaterial gegen 
kriminelle NGO-BR Dienstausweisträger, zu stehlen. Dabei haben sich diese Kriminellen dann u. a. 
wegen “Amtsanmaßung zur Vertuschung eigener schwerer Straftaten“ erneut strafbar gemacht.   
 
Am 28.09.2012 haben diese hochkriminellen Gangster dann noch auf dem Grundstück der Botschaft 
Germanitien in Löhne einen “Mordversuch“ am JOH-Wolkenschieber mittels „Kampfgas“ und einem 
Polizei-Killerhund, vorgenommen. Die „Beweisvideos“ zu diesem Vorfall, wurden den Anwesenden  
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(Zeugen) dann mittels Gewalt von den NGO-BR Dienstausweisträgern (Verursachern) und auch 
wieder zur Vertuschung eigener schwerster Straftaten, abgenommen. Polizeigewalt und die Bildung 
terroristischer Vereinigungen durch NGO-BR Dienstausweisträger zum Nachteil  deutscher 
Staatsbürger, bzw. zum Nachteil des gesamten deutschen Volkes, ist ja nun auch nichts Neues in der 
NGO-BR. 
 

 
 

So laßt uns in Zukunft gemeinsam gegen diese NGO-BR Kriminellen vorgehen und der Gewalt zum 
Nachteil des gesamten deutschen Volkes ein Ende setzen. Lasst uns reden über eine andere Politik 
hier in Deutschland. Ich selber glaube an keine selig machende Revolution. Ich glaube vielmehr an 
das Verbindende in uns allen und daran, daß der Mensch ein soziales Wesen ist. Wäre der Mensch 
ein tiefgründiger Egoist, dann würde ein Neugeborener sofort die Brust suchen. Im Wirklichkeit ballt 
er aber als Erstes seine Hand zu einer Faust. Das ist ein alter Instinkt aus der menschlichen Urzeit. Es 
ist die Suche nach einem Halt und die Angst davor, nicht akzeptiert zu werden. Das heißt aber auch, 
dass man nicht alleine zum Streiter wird, sondern Jedermann braucht seine Wurzeln um sich selbst 
finden zu können. 
 
Laßt uns zusammen reden über die korrupte Politik hier in Deutschland. Laßt uns reden über die 
korrupte Justiz und über soziale Ungerechtigkeiten. Laßt uns reden über alles was Euch bedrückt. 
Aber wir müssen das nun auch in Echtzeit und nicht nur in den sogenannten Connected Worlds des 
WWW tun. Wir müssen persönlich mit den Bürgern in diesem Land reden. Dies können wir erreichen, 
wenn wir die Menschen z. B. in den Innenstädten ansprechen und sie über die Ziele dieser korrupten 
NGO-BR aufklären. Wir müssen aufklären und die Gespräche suchen, denn gemeinsames Verstehen 
verbindet und schafft ein Heimatgefühl. Gespräche schaffen Vertrauen und vermittelt ein Wissen, 
welches den meisten deutschen Bürgern in der NGO-BR unter Vorsatz verheimlicht wurde.  
 
Jeder Mensch wird in der Mitte des Lichts geboren und erst durch negative Einflüsse in den Schatten 
abgedrängt. Das Menschlichste, was jeder von uns tun kann, ist einem anderen Menschen diesen 
Schatten und die Scharm zu ersparen. Wir von der JOH NRW/Deutschland werden diesen Weg auch 
weiterhin beschreiten. Daran werden weder Lügen noch Gewalt etwas ändern können. 
 
Wir von der JOH NRW/Deutschland machen den Weg frei in dieser korrupten NGO-BR !  

 
www.joh-nrw.net 


